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Fünfzigste Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Vom 3. August 1981 

Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung 
mit § 2 Abs. 1 und 3, § 10 Abs. 5, § 26 Abs. 1 und § 33 
Abs. 4 Nr. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes in der im 
Bundesgesetzblatt Teil Ill, Gliederungsnummer 7400-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, von denen § 26 
Abs. 1 und § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 durch das Gesetz 
vom 6. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1905) neugefaßt wor-
den sind, verordnet die Bundesregierung: 

Artikel 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. August 1973 (BGBl. I 
S. 1069), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 
24. Januar 1981 (BGBl. I S. 106), wird wie folgt geän-
dert: 

1. In § 8 Abs. 3 Satz 1 und § 9 Abs. 3 wird das Wo rt 
 „zweitausend" durch das Wort  „dreitausend" er-

setzt. 

2. In § 10 Abs. 3 Satz 5 wird die Angabe ,,TIR-Überein-
kommen 1975 (BGBI. 1979 II S. 446)" ersetzt durch 
die Angabe „TIR-übereinkommen (BGBl. 1961 II 
S. 649)". 

3. § 15 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Das Hauptzollamt kann auf Antrag die Vorausan-
meldung von Waren bei der Versandzollstelle ge-
statten, die bis zum Ende des Monats, der dem Mo-
nat der Vorausanmeldung folgt, zum Versand kom-
men sollen." 

4. § 16 b wird wie folgt geändert: 

a) Nach dem Wort „Ausführer" werden das Komma 
und die Worte „ausgenommen in den Fällen des 
§ 19," gestrichen. 

b) Der bisherige einzige Absatz wird Absatz 1. 

c) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 2 und 3 
angefügt: 

„(2) Abweichend von Absatz 1 haben Ausfüh-
rer, die die do rt  bezeichneten Waren im Verfah-
ren nach § 15 Abs. 6 ausführen, die Ausfuhren ei-
nes Kalendermonats bis zum siebten Werktag 
des folgenden Monats dem Bundesamt für ge-
werbliche Wirtschaft, Außenstelle Hamburg, zu 
melden. Die Meldungen können ohne Vordruck 
nach Anlage A 9 abgegeben werden; sie sind 
nach Warennummern, Ausfuhrart, Ursprungs-
land, Verbrauchs-/Bestimmungsland und Eigen-
gewicht aufzuschlüsseln. 

(3) Eine Meldung nach Absatz 1 oder 2 ist 
nicht erforderlich 
1. in den Fällen des § 19 Abs. 1 oder 
2. für Ausfuhren bis zu einem Eigengewicht von 

50 kg je Behältnis." 

5. § 22 Abs. 2 Nr. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „2601 980" wird ersetzt durch die 
Angabe „2601 990". 

b) Die Angabe „(aus Warennummer 2603 550)" 
wird ersetzt durch die Angabe „(Warennummer 
2603 750)". 
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c) Die Angabe „7111 508" wird ersetzt durch die 
Angabe „7111 904". 

6. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Nr. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 
„1. mit dem Zollantrag auf Abfertigung zum frei-

en Verkehr, zu einem Freigutverkehr oder 
zur Zollgutverwendung, bei Sammelzollan-
meldung oder Zollbehandlung ohne Abferti-
gung jedoch mit der Sammelzollanmeldung 
oder Zollanmeldung, 

2. mit der Abgabe der Zollanmeldung für Wa-
ren, die aus einem offenen Zollager durch 
Anschreibung in einen Freigutverkehr oder 
eine Zollgutverwendung des Lagerinhabers 
übergeführt oder an einen anderen abgege-
ben werden, dem ein solcher Verkehr bewil-
ligt ist oder der zur Freigutverwendung be-
rechtigt ist,". 

b) Die Absätze 4 und 5 erhalten folgende Fassung: 
„(4) Der Antrag auf Einfuhrabfertigung kann mit 

dem Zollantrag auf Abfertigung zur Zollgutlage-
rung, bei Sammelzollanmeldung oder Zolibehand-
lung ohne Abfertigung jedoch mit der Sammel-
zollanmeldung oder Zollanmeldung, oder wäh-
rend der Lagerung in einem offenen Zollager ge-
stellt werden. Mit dem Zollantrag auf Abfertigung 
zum Zollgutversand und während der Zollgutla-
gerung in Zollniederlagen oder Zollverschlußla-
gern kann der Antrag auf Einfuhrabfertigung nur 
gestellt werden, wenn ein dringendes wirtschaft-
liches Bedürfnis dargetan wird; der Antrag kann 
zurückgewiesen werden, wenn zwingende 
dienstliche Gründe entgegenstehen. Bei der Ein-
lagerung und während der Lagerung in einem 
Freihafen kann der Antrag nur gestellt werden, 
wenn die Waren do rt  überwacht werden können. 

(5) Ist für die Einfuhr einer Ware im Rahmen 
einer gemeinsamen Marktorganisation oder 
einer Handelsregelung (§ 19 Abs. 4) eine Ein-
fuhrlizenz vorgeschrieben, so kann abweichend 
von den Absätzen 3 und 4 der Antrag auf Einfuhr-
abfertigung nur gestellt werden 
1. mit dem Zollantrag auf Abfertigung zum freien 

Verkehr oder zur Freigutverwendung, bei 
Sammelzollanmeldung oder Zollbehandlung 
ohne Abfertigung jedoch mit der Sammelzoll-
anmeldung oder Zollanmeldung, 

2. mit der Abgabe der Zollanmeldung für Waren, 
die aus einem offenen Zollager durch An-
schreibung in eine Freigutverwendung des 
Lagerinhabers übergeführt oder an einen an-
deren abgegeben werden, dem ein solcher 
Verkehr bewilligt ist oder der zur Freigutver-
wendung berechtigt ist, 

3. für Waren, die aus einem offenen Zollager in 
den freien Verkehr entnommen werden, bei 
der Auslagerung oder mit der Abgabe der 
Zahlungsanmeldung, 

4. für Erzeugnisse, die aus einer aktiven Verede-
lung nicht gestellt werden, mit der Abrech-
nung der Veredelung." 

7. § 27 a Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. bei der Abfertigung von Waren 
a) zum freien Verkehr der Vordruck E 2 a, 

soweit erforderlich mit Ergänzungsblatt 
E 2 b, 

b) zur Zollgutlagerung in einem offenen Zoll-
lager der Vordruck E 2 d, soweit erfor-
derlich mit Ergänzungsblatt E 2 b, 

c) zur Freigutverwendung oder zur bleiben-
den Zollgutverwendung der Vordruck 
E 2 e, soweit erforderlich mit Ergän-
zungsblatt E 2 b,". 

b) Die Nummern 4 und 5 erhalten folgende Fas-
sung: 

„4. für den Übergang von Waren aus einem of-
fenen Zollager in einen anderen Verkehr der 
Vordruck E 2 I, 

5. bei der Abfertigung von Waren zur aktiven 
Veredelung oder zur Umwandlung der Vor-
druck E 2 m, soweit erforderlich mit Ergän-
zungsblatt E 2 b,". 

8. § 30 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Einfuhrgenehmigung ist auf einem Vor-
druck nach Anlage E 3 zu beantragen und zu ertei-
len. Antragsberechtigt ist nur der Einführer. Die Ge-
nehmigungsstellen können abweichend von Satz 1 
1. im Wege der Ausschreibung vorschreiben, daß 

die Einfuhrgenehmigung auf einem Vordruck 
nach Anlage E 3 a beantragt wird, 

2. vertrauenswürdigen Einführern, die ständig zahl-
reiche Sendungen einführen, unter bestimmten 
Voraussetzungen und Bedingungen gestatten, 
Anträge auf Einfuhrgenehmigung in anderer Wei-
se, insbesondere durch Datenfernübertragung, 
zu stellen, 

3. die Einfuhrgenehmigung auf einem Vordruck 
nach Anlage E 5 erteilen." 

9. In § 31 Abs. 1 wird die Angabe „§ 29 Abs. 2 und 3" 
ersetzt durch die Angabe „§ 29 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 
und 3". 

10. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach Nummer 22 folgende Num-
mer 22 a eingefügt: 

„22 a. Waren, die zuvor aus dem freien Verkehr 
des Wi rtschaftsgebiets zur Ausbesse-
rung oder Nachbesserung im Rahmen 
einer zollrechtlichen passiven Verede-
lung ausgeführt worden sind;". 

b) Absatz 1 Nr. 33 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Wortlaut vor Buchstabe a erhält fol-
gende Fassung: 
„Waren, wenn für sie außertarifliche Zoll-
freiheit nach den §§ 32 bis 34, 35 (ausge-
nommen Saatgut), 36, 36 a, 38 bis 42, 44, 
50, 52, 53, 55 und 61 bis 71 der Allgemeinen 
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Zollordnung vom 29. November 1961 ge-
währt wird oder gewährt werden könnte, 
insbesondere". 

bb) Buchstabe t erhält folgende Fassung: 
„t) Waren, die im Wirtschaftsgebiet unter 

zollamtlicher Überwachung vorüberge-
hend verwendet und danach wieder 
ausgeführt werden, wie Beförderungs-
mittel, Baugerät, Muster, Ausstellungs-
gut,". 

c) In Absatz 1 Nr. 36 Buchstabe b werden die Worte 
„in der Fassung des Zweiten Änderungsgeset-
zes vom 28. Februar 1964 (BGBl. II S. 187)," 
durch die Worte „in der Fassung von Artikel 4 
Abs. 1 des Gesetzes vom 16. August 1980 
(BGBl. II S. 941)," ersetzt. 

d) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Gebietsfremde dürfen Waren der gewerb-
lichen Wi rtschaft  genehmigungsfrei einführen, 
die 
1. sich in einem besonderen Zollverkehr befin-

den und auf Messen oder Ausstellungen ver-
kauft werden oder 

2. nachweislich auf Messen oder Ausstellungen 
verkauft werden sollen, 

soweit die Einfuhr der Waren durch Gebietsan-
sässige genehmigungsfrei zulässig ist." 

11. § 32 a erhält folgende Fassung: 

„§ 32 a 
Lagerung in Freihäfen oder Zollagern 

Gebietsansässige und Gebietsfremde dürfen oh-
ne Einfuhrgenehmigung und ohne Einfuhrerklärung 
Waren zur Lagerung in Freihäfen oder Zollagern ein-
führen. Die Einfuhrgenehmigung oder die Einfuhrer-
klärung sowie die Einfuhrabfertigung sind in diesen 
Fällen erst erforderlich, wenn die Waren in den frei-
en Verkehr verbracht werden. Dem Verbringen der 
Waren in den freien Verkehr stehen insoweit die Ab-
fertigung oder die Überführung der Waren zur akti-
ven Eigenveredelung, zur Umwandlung, zur Freigut

-

verwendung oder zur bleibenden Zollgutverwen-
dung sowie der Gebrauch, der Verbrauch und die 
Bearbeitung oder die Verarbeitung für Rechnung ei-
nes Gebietsansässigen in einem Freihafen oder auf 
der Insel Helgoland gleich. Das Hauptzollamt kann 
vertrauenswürdigen Einführern gestatten, die Ein-
fuhrabfertigung für aus einem offenen Zollager ent-
nommene Waren mit der Abgabe der Zahlungsan-
meldung zu beantragen, spätestens jedoch am 
15. Tage des auf die Entnahme folgenden Kalender-
monats." 

12. § 33 erhält folgende Fassung: 

„§ 33 
Aktive Lohnveredelung 

im zollrechtlichen Veredelungsverkehr 
oder in den Freihäfen 

(1) Gebietsansässige dürfen ohne Einfuhrgeneh-
migung und ohne Einfuhrerklärung Waren einführen, 
die 

1. zur aktiven Lohnveredelung im zollrechtlichen 
Veredelungsverkehr abgefertigt oder ange-
schrieben werden, 

2. als Nachholgut im Rahmen einer aktiven Lohn-
veredelung zum freien Verkehr abgefertigt oder 
angeschrieben werden, 

3. in einem Freihafen für Rechnung eines Gebiets-
fremden bearbeitet oder verarbeitet werden. 

Bei der Einfuhrabfertigung brauchen keine Einfuhr-
kontrollmeldung, kein Ursprungszeugnis, keine Ur-
sprungserklärung und keine anderen Nachweise 
über das Ursprungsland und das Einkaufsland der 
Waren vorgelegt zu werden. 

(2) Eine Einfuhrgenehmigung oder eine Einfuhr-
erklärung ist jedoch erforderlich, 

1. soweit für die nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 einge-
führten Waren innerhalb der zollamtlich fest-
gesetzten Frist keine entsprechenden Mengen 
veredelter Waren oder an deren Stelle entspre-
chende Mengen nicht veredelter Waren oder 
Zwischenerzeugnisse gestellt werden oder so-
weit die eingeführten Waren, entsprechende 
Mengen veredelter Waren oder Zwischener-
zeugnisse zum freien Verkehr, zur aktiven Eigen-
veredelung, zur Umwandlung, zur Freigutverwen-
dung oder zur bleibenden Zollgutverwendung ab-
gefertigt werden, 

2. soweit die nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 ein-
geführten Waren in einem Freihafen oder auf der 
Insel Helgoland gebraucht, verbraucht oder für 
Rechnung eines Gebietsansässigen bearbeitet 
oder verarbeitet werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für die Ein-
fuhr von Baumwollgeweben der Warennummern 
5509 010 bis 5509 970 und von Geweben aus 
synthetischen oder künstlichen Spinnfasern der 
Warennummern 5607 010 bis 5607 870 der Ein-
fuhrliste. Sollen diese Gewebe zur aktiven Lohnver-
edelung im zollrechtlichen Veredelungsverkehr 
oder in einem Freihafen eingeführt werden, so ist in 
der Einfuhrerklärung oder in dem Antrag auf Einfuhr-
genehmigung „Einfuhr zur Lohnveredelung" und als 
Einkaufsland das Land anzugeben, in dem der ge-
bietsfremde Vertragspartner ansässig ist. Sind an-
dere Gewebe und Gewirke aus den Kapiteln 50 bis 
60 der Einfuhrliste, deren Einfuhr nach § 10 AWG 
und der Einfuhrliste der Genehmigung bedarf, nach 
Absatz 1 eingeführt worden, so bedarf es einer Ein-
fuhrgenehmigung, soweit für die eingeführten Wa-
ren innerhalb der zollamtlich festgesetzten Frist kei-
ne entsprechenden Mengen veredelter Waren oder 
an deren Stelle entsprechende Mengen nicht ver-
edelter Waren oder Zwischenerzeugnisse gestellt 
werden oder soweit die eingeführten Waren, ent-
sprechende Mengen veredelter Waren oder Zwi-
schenerzeugnisse zum freien Verkehr, zur aktiven 
Eigenveredelung, zur Umwandlung, zur Freigutver-
wendung oder zur bleibenden Zollgutverwendung 
abgefertigt werden." 

13. § 35 d wird aufgehoben. 
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14. In § 38 Abs. 3 werden in Nummer 5 die Worte 
„Kupfer, Aluminium" durch das Wo rt  „Kupfer" 
und nach Nummer 5 die Angaben „7401 980, 
7601 312 bis 7601350" durch die Angabe 
„7401 980" ersetzt. 

15. Die §§ 52 und 54 werden aufgehoben. 

16. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) In Nummer 2 wird nach dem Wo rt  „mitwirkt" 

das Komma durch das Wo rt  „oder" ersetzt. 
bb) In Nummer 3 wird das letzte Wo rt  „oder" 

durch einen Punkt ersetzt. 
cc) Nummer 4 wird gestrichen. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
aa) Folgende neue Nummer 9 wird eingefügt: 

„9. entgegen § 18 Abs. 2 als Ausführer die 
Ausfuhrgenehmigung oder die Sammel-
genehmigung nicht oder nicht rechtzei-
tig vorlegt,". 

bb) Die bisherigen Nummern 9 bis 13 werden 
Nummern 10 bis 14; die bisherige Nummer 
14 wird gestrichen. 

cc) Folgende neue Nummer 15 wird eingefügt: 
„15. als Einführer entgegen § 31 Abs. 1 die 

Einfuhrgenehmigung nicht oder nicht 
rechtzeitig vorlegt oder". 

dd) Die bisherige Nummer 15 wird Nummer 16. 

17. Die Anlage L zur Außenwirtschaftsverordnung (Län-
derlisten D, E, F1, F2, F3, G1 und G2) erhält die Fas-
sung der Anlage 1* zu dieser Verordnung. 

18. a) Die Anlagen A 1, A 2, A 3, A ErgBl., E 2, E 2 a, 
E 2 b, E 2 c, E 2 d  und E 2 e zur Außenwirt-
schaftsverordnung erhalten die Fassung der An-
lagen 2 bis 11* zu dieser Verordnung. 

b) Die Anlagen E 2 k und E 2 I zur Außenwirt-
schaftsverordnung erhalten die Fassung der An-
lagen 12 und 13* zu dieser Verordnung. 

c) Die Anlage 14* zu dieser Verordnung wird die 
Anlage E 3 a zur Außenwirtschaftsverordnung. 

Artikel 2 

Die in den bisherigen Anlagen A 1, A 2, A 3, A ErgBl., 
E 2, E 2 a, E 2 b, E 2 c, E 2 d  und E 2 e zur Außenwirt-
schaftsverordnung genannten Vordrucke können in der 
bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung gültigen Form 
noch bis zum 31. Dezember 1981 verwendet werden. 

Artikel 3 

Der Bundesminister für Wi rtschaft kann den Wortlaut 
der Außenwirtschaftsverordnung in der vom Inkrafttre-
ten dieser Verordnung an geltenden Fassung im Bun-
desgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 4 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über-
leitungsgesetzes in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

*) Die Anlagen 1 bis 14 sind im Anlagenband zum Bundesgesetzblatt Teil I Nr 36 
vom 26 August 1981 veröffentlicht 
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Begründung  

I. Allgemeines  

Die Fünfzigste Verordnung zur Änderung der Außenwirt-
schaftsverordnung führt vor allem eine Reihe von Befrei-
ungstatbeständen bei bestimmten Melde- und Geneh-
migungspflichten ein. Mehrere Verfahrensvorschriften 
werden gelockert. Außerdem entfallen die restlichen 
Kapitaleinfuhrbeschränkungen. 
Schließlich ermächtigt die Verordnung den Bundesmini-
ster für Wi rtschaft zur Bekanntmachung einer Neufas-
sung der AWV, die gleichzeitig mit dieser Verordnung 
veröffentlicht wird. 

II. Im einzelnen  

Artikel 1  

1. Nummer 1  

Bei der Ausfuhr von Kleinsendungen im Wert von 
bisher höchstens 2 000 DM ist anstelle der Aus-
fuhrerklärung (Anlage A 1 zur AWV) die Klein-Aus-
fuhrerklärung (Anlage A 2) zu verwenden, die von  
dem Ausführer erheblich weniger Angaben verlangt 
(es entfällt z. B. die Angabe des Herstellungslandes  
im Bundesgebiet, des Geschäftssitzes des Ausfüh-
rers bei Ausfuhren über Hamburg, Bremen und an-
dere Grenzen). Beide Papiere dienen als Grundlage  
für die Erstellung der Außenhandelsstatistik durch  
das Statistische Bundesamt. Die Aussagekraft die-
ser Statistik leidet nach einer Untersuchung des 
Statistischen Bundesamtes nur unwesentlich, 
wenn die Höchstgrenze für die Klein-Ausfuhr auf 
3 000 DM angehoben wird. Im Interesse der Verrin-
gerung des Verwaltungsaufwands bei Ausführern 
und Behörden wird diese Anhebung durch Ände-
rung der Wertangabe in § 8 Abs. 3 Satz 1 vorgenom-
men. 
Die Anhebung der Wertgrenze für die zollamtliche 
Behandlung der Ausfuhrsendungen (§ 9 Abs. 3) 
folgt der Anhebung der Wertgrenze für die Klein-
Ausfuhrerklärung. Sie dient gleichfalls der Verringe-
rung des Verwaltungsaufwands. 

2. Nummer 2  

In § 10 Abs. 3 Satz 5 wird die Fundstelle für das TIR-
Übereinkommen berichtigt, weil das Übereinkom-
men von 1975 noch nicht in Kraft  getreten ist. 

3. Nummer 3  
Gemäß § 15 Abs. 5 dürfen im Falle der Vorausan-
meldung die Waren bis zum Ende des auf den Monat 
der Vorausanmeldung folgenden Monats versandt  
werden. Die Neufassung des § 15 Abs. 1 Satz 1, der 
die Gestattung der Vorausanmeldung regelt, gleicht 
die Fristenangabe in den beiden genannten Absät-
zen an.  

4. Nummer 4  

Der neue Absatz 2 des § 16b dehnt die Verfahrens

-

erleichterungen des § 15 Abs. 6 auf die Mineralöl

-

ausfuhrmeldung aus. Die Meldungen können auch 
papierfrei, d. h. mit Mitteln der elektronischen Da-
tenverarbeitung, durch Datenträgeraustausch o. ä.  
abgegeben werden. 

Der neue Absatz 3 befreit von der Meldepflicht in 
den Fällen der allgemeinen Befreiungstatbestände  
des § 19 Abs. 1 sowie bei der Ausfuhr von Waren bis 
zu einem Eigengewicht von 50 kg je Behältnis. In 
diesen Fällen handelt es sich in der Regel um die 
Lieferung kleinerer Mengen. Gemessen am Melde-
zweck erscheint hier der Meldeaufwand entbehr-
lich. 

5. Nummer 5  
Die Änderung der Warennummerangaben in § 22 
Abs. 2 Nr. 3 ist aufgrund der Neufassung des Wa-
renverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik er-
forderlich. 

6. Nummern 6, 7, 11 und 12  

Die Änderungen von § 27 Abs. 3 bis 5, §§ 27 a, 32 a 
und 33 gleichen diese Vorschriften an das 17. Än-
derungsgesetz zum Zollgesetz vom 12. September 
1980 (BGBl. I S. 1965) an, mit dem notwendige An-
passungen an Rechtsakte der Europäischen Ge-
meinschaften vorgenommen worden sind. 

Darüber hinaus verzichtet die Neufassung des § 27 
Abs. 4 Satz 1 auf das Vorliegen eines wirtschaftli-
chen Bedürfnisses als Voraussetzung für die Zuläs-
sigkeit der Einfuhrabfertigung bei der zollrechtli-
chen Abfertigung zur Zollgutlagerung. Dies dient der 
Vereinfachung und entspricht im übrigen weitge-
hend der derzeitigen Verwaltungspraxis. 
Die in den Wortlaut des § 27 Abs. 5 aufgenommene 
Bezugnahme auf die Handelsregelungen im Sinne 
des § 19 Abs. 4 stellt klar, daß auch in diesen Fällen, 
wenn Einfuhrlizenzpflicht besteht, die Zuständig-
keitsregelung des § 27 Abs. 5 gilt. 
Außerdem ermächtigt die Anfügung des letzten Sat-
zes in § 32 a das Hauptzollamt, unter bestimmten 
Voraussetzungen zuzulassen, daß die Einfuhrabfer-
tigung der aus einem offenen Zollager entnomme-
nen Waren erst nach der Auslagerung beantragt  
wird. Die Neuregelung, die für den Bereich der Sam-
melzollverfahren bereits als Regelverfahren zuge-
lassen ist (vgl. § 27 Abs. 3 Nr. 1), entspricht einem 
wi rtschaftlichen Bedürfnis, ist sachlich vertretbar 
und erleichtert die Verwaltungsarbeit. Da sie nur für 
die Einfuhrabfertigung gilt, muß eine etwa erforder-
liche Einfuhrgenehmigung oder Einfuhrerklärung 
wie bisher im Zeitpunkt der Entnahme aus dem of-
fenen Zollager vorliegen. Etwaigen Mißbräuchen 
könnte - neben bußgeldrechtlichen Maßnahmen - 
durch Widerruf der Bewilligung, notfalls durch Rück-
nahme der Lagerbewilligung begegnet werden. 

7. Nummer 8  
Die neue Vorschrift des § 30 Abs. 1 Nr. 1 beruht auf 
folgenden Erwägungen: 

Einfuhrgenehmigungen wurden bisher ausschließ-
lich auf Formblättern nach Anlage E 3 zur Außen-
wirtschaftsverordnung beantragt. Die Erteilung der 
Genehmigungen für gewisse Warengruppen, insbe-
sondere Textilien und Bekleidung, erfolgt seit ge-
raumer Zeit auf dem Formblatt der Anlage E 5 mit  
Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung. Die 
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hierfür erforderliche Datenerfassung wird durch die 
Verwendung des neuen Antragsvordrucks E 3 a 
wesentlich erleichtert (überwiegend linksbündige 
Anordnung, Aufteilung in Raster u. ä.). Die Anlage 
E 3, deren Teil II die Einfuhrgenehmigung herkömm-
licher Form enthält, muß jedoch noch beibehalten 
werden, weil nicht in allen Einfuhrbereichen sämtli-
che Genehmigungen unter Einsatz von EDV erteilt 
werden können. Die neue Vorschrift des § 30 Abs. 1 
Nr. 2 ermöglicht den Genehmigungsbehörden, die 
Beantragung der Einfuhrgenehmigung in anderer 
Weise, insbesondere im Wege der Datenfernüber-
tragung, zuzulassen. Dieses neue Antragsverfahren 
wurde in den vergangenen Monaten mit Hilfe eines 
Pilotprojekts erfolgreich erprobt. Der Antragsteller 
übermittelt hier den Genehmigungsbehörden die für 
die Antragstellung erforderlichen Daten in Form ei-
nes Datensatzes über das Fernsprechnetz an die 
EDV-Anlage der Genehmigungsbehörden. Die son-
stigen erforderlichen Unterlagen (Exportlizenz u. a.) 
werden z. B. per Kursbrief übermittelt. Die Genehmi-
gungsbehörden überprüfen die übersandten Unter-
lagen sowie den Datensatz und erteilen ggf. - unter 
Verwendung des Datensatzes - die Genehmigung, 
die in herkömmlicher Weise übermittelt wird. Das 
Verfahren, das zunächst nur für gewisse Warenbe-
reiche Anwendung finden kann, führt zu einer er-
heblichen Beschleunigung. 

8. Nummer 9 

Gemäß Artikel 4 Abs. 2 der Entscheidung der Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften vom 
20. Dezember 1979 (ABl. EG 1980 Nr. L 16 S. 14) 
darf die Einfuhrabfertigung im innergemeinschaftli-
chen Warenverkehr auch im Falle von Schutz- oder 
Überwachungsmaßnahmen nicht von der Vorlage 
eines Ursprungszeugnisses abhängig gemacht 
werden. Wenn solche Maßnahmen von der Bundes-
republik Deutschland ergriffen werden, so ge-
schieht dies durch Einführung einer Einfuhrgeneh-
migungspflicht für die betreffenden Waren. Damit 
findet § 31 Anwendung, in den daher der Aus-
schlußtatbestand des § 29 Abs. 1 Nr. 3 aufgenom-
men werden muß. 

9. Nummer 10 Buchstabe a 

Der neue Befreiungstatbestand des § 32 Abs. 1 
Nr. 22 a ermöglicht die genehmigungsfreie Wieder-
einfuhr insbesondere solcher Waren, die zuvor mit 
einer Einfuhrgenehmigung in das Wi rtschaftsgebiet 
eingeführt, aber zu Zwecken der Ausbesserung 
oder Nachbesserung vorübergehend wieder ausge-
führt worden sind. In diesen Fällen sind die entspre-
chenden Mengen aufgrund der Einfuhrgenehmigun-
gen bereits auf die betreffenden Quoten angerech-
net worden, weshalb eine nochmalige Erfassung 
durch Einfuhrgenehmigungspflicht entbehrlich ist. 
Der Nachweis der vorherigen Ausfuhr wird durch die 
Erfassung im zollrechtlichen passiven Verede-
lungsverkehr ermöglicht. 

10. Nummer 10 Buchstabe b 
In § 32 Abs. 1 Nr. 33 wird durch die Änderung des 
Wortlauts vor Buchstabe a die Einfuhr von Saatgut

-

mustern von dem erleichterten Verfahren gemäß 
§ 32 ausgenommen. Für diese Einfuhren wird damit 
die Vorlage einer Einfuhrkontrollmeldung erforder-
lich (§ 27 Abs. 2 Nr. 3 in Verbindung mit § 27 a 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a). Hierdurch wird sicherge-
stellt, daß der Befreiungstatbestand für Mustersen-
dungen nicht - wie in der Vergangenheit geschehen 
- zur Umgehung der Kontrollregelungen des Saat-
gutverkehrsgesetzes mißbraucht werden kann. 

Nach der bisherigen Fassung des § 32 Abs. 1 Nr. 33 
Buchstabe t waren zu Verpackungszwecken die-
nende neue Jutesäcke und -beutel, die aus Staats-
handelsländern bezogen wurden, von dem erleich-
terten Verfahren gemäß § 32 ausgeschlossen. Für 
diese Ausnahmeregelung besteht keine wirt-
schaftspolitische Notwendigkeit mehr. 

Der zweite Halbsatz des § 32 Abs. 1 Nr. 33 Buch-
stabe t wird daher in der Neufassung gestrichen. 

11. Nummer 10 Buchstabe c 

Durch Artikel 4 Abs. 1 des Gesetzes zu dem Über-
einkommen vom 13. Februar 1946 über die Vor-
rechte und Immunitäten der Vereinten Nationen vom 
16. August 1980 (BGBl. II S. 941) ist Artikel 3 des 
Sonderorganisationsgesetzes vom 22. Juni 1954 
(BGBl. II S. 639) neugefaßt worden. Das Zitat in § 32 
Abs. 1 Nr. 36 Buchstabe b wird daher entsprechend 
geändert. 

12. Nummer 10 Buchstabe d 

Der neue Befreiungstatbestand des § 32 Abs. 3 
stellt die wegen § 10 Abs. 1 AWG grundsätzlich ge-
nehmigungsbedürftige Einfuhr durch Gebietsfrem-
de von der Genehmigungspflicht frei, wenn es sich 
um liberalisierte Waren der gewerblichen Wirtschaft 
handelt, die auf Messen oder Ausstellungen ver-
kauft werden sollen. Der Befreiungstatbestand hat 
praktische Bedeutung nur für solche Gebietsfrem-
de, die nicht Gemeinschaftsansässige sind, da Ge-
meinschaftsansässige diese Waren wegen § 10 a 
AWG ohnehin genehmigungsfrei einführen können. 
Die Aufteilung des Tatbestandes in zwei Alternati-
ven ist erforderlich, weil in den Fällen, in denen sich 
die Ware in einem besonderen Zollverkehr befindet, 
die - andernfalls genehmigungsbedürftige - Ent-
nahme in den freien Verkehr erst im Augenblick der 
Veräußerung erfolgt (§ 31 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 27 Abs. 3 Nr. 3). 

Die sich aus der Neuregelung ergebende Erleichte-
rung bei der Beschickung von Messen entspricht 
einem vielfach geäußerten Wunsch der betroffenen 
Wi rtschaftskreise, ohne den Zweck der allgemeinen 
Genehmigungspflicht für Einfuhren durch Gebiets-
fremde zu gefährden. 

13. Nummer 13 

Mit der Entscheidung Nr. 2091 /80/EGKS der Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften vom 
4. August 1980 (ABl. EG Nr. L 203 S. 20) hat die 
Kommission ihre Entscheidung Nr. 360/79/EGKS 
vom 27. Dezember 1979 (ABl. EG Nr. L 344 S. 7) 
aufgehoben. Damit entfällt die in § 35 d für die Ein- 
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fuhr gewisser Stahlerzeugnisse vorgeschriebene 
Vorlage einer Konformitätsbescheinigung. 

14. Nummer 14 

Die zuletzt für das Jahr 1980 durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 3029/79 des Rates vom 20. Dezember 
1979 (ABl. EG Nr. L 340 S. 31) festgesetzten men-
genmäßigen Ausfuhrkontingente für Bearbeitungs-
abfälle und Schrott aus Aluminium sind für das Jahr 
1981 nicht erneuert worden. Die der Überwachung 
dieser Ausfuhrkontingentierung dienende Durch-
fuhrgenehmigungspflicht für Waren der Warennum-
mern 7601 312 bis 7601 350 wird daher aufgeho-
ben. 

15. Nummer 15 

Mit der veränderten außenwirtschaftlichen Situa-
tion der Bundesrepublik Deutschland, insbesonde-
re dem anhaltenden Defizit der deutschen Lei-
stungs- und Zahlungsbilanz, sind die für die Beibe-
haltung der restlichen Kapitaleinfuhrbeschränkun-
gen maßgeblichen Gründe (Sicherung der Kaufkraft 
der Deutschen Mark und des Gleichgewichts der 
Zahlungsbilanz, vgl. § 23 Abs. 3 AWG) entfallen. Die 
§§ 52 und 54 werden daher in Anwendung des § 2 
Abs. 3 AWG aufgehoben. 

16. Nummer 16 

Die Streichung des § 70 Abs. 2 Nr. 4 und des § 70 
Abs. 4 Nr. 14 ergibt sich aus der Aufhebung der 
§§ 52 und 35 d. 

Die neuen Bußgeldbestimmungen in § 70 Abs. 4 
Nr. 9 und 15 schließen eine Regelungslücke, die in 
der Vergangenheit verschiedentlich ausgenutzt 
worden ist. So konnte der Ausführer, der eine Aus-
fuhr ohne Vorlage der in seinem Besitz befindlichen 
Ausfuhrgenehmigung erreichte, nach einiger Zeit 
wegen der unterbliebenen Abschreibung auf der 
Genehmigung diese nochmals zur Ausfuhr der glei-
chen Warenmenge verwenden. Zwar lag dann eine 
ungenehmigte Ausfuhr vor, weil die Gesamtmenge 
nicht von der Genehmigung erfaßt war; jedoch war 
es für die Zollstellen kaum möglich, dies im Falle der 
zweiten Ausfuhr zu erkennen. Wurde die Nichtvorla-
ge der Genehmigung nach der ersten Ausfuhr ent-
deckt, so konnte sie mangels einer Bußgeldbestim-
mung nicht geahndet werden. Bei der Wareneinfuhr 
war die Rechtslage entsprechend. Nach den neuen 
Bestimmungen ist daher auch die Nichtvorlage 
einer vorhandenen Genehmigung als Ordnungswid-
rigkeit verfolgbar. 

17. Nummer 17 

Die in der Anlage L zusammengefaßten Länderlisten 
D, E, F1, F2, F3, G1  und G2 werden auf den neuesten 
Stand gebracht und entsprechen den gegenwärti-
gen amtlichen Länderbezeichnungen (vgl. Alphabe

-

tisches Länderverzeichnis für die Außenhandels-
statistik des Statistischen Bundesamtes - Stand: 
1. Januar 1981). 

Darüber hinaus ist die Länderliste F3 aufgrund der 
Entscheidung des Rates der Europäischen Gemein-
schaften vom 26. März 1981 (ABl. EG Nr. L 88 S. 32) 
um die Länder Hongkong, Japan, Malaisia, Philippi-
nen, Singapur, Südkorea, Taiwan, Thailand erwei-
tert worden. 

18. Nummer 18 

Die Änderung der Anlagen A 1, A 2 und A 3 ist we-
gen der Änderung der Wertgrenze in § 8 Abs. 3 er-
forderlich. Dabei werden die Texte der Vordrucke 
auch an zwischenzeitlich geänderte zollrechtliche 
und statistische Definitionen angeglichen. 

Aufgrund von geänderten Zollrechtsvorschriften 
des Gemeinschaftsrechts und des innerstaatlichen 
Rechts sind mehrere Bestandteile der bei der Abfer-
tigung verwendeten Verbundvordrucke geändert 
worden. Die Gestaltung der Einfuhrkontrollmeldun-
gen, die bei der Ausfüllung dieser Formularsätze im 
Durchschreibeverfahren anfallen, muß hieran ange-
glichen werden. 

Die Anlage E 3 a wird aufgrund der neuen Vorschrift 
des § 30 Abs. 1 Nr. 1 in die Außenwirtschaftsverord-
nung aufgenommen. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 Nr. 19 Buchstabe a genannten Vordrucke 
können in der bis zum Inkrafttreten der Fünfzigsten Än-
derungsverordnung gültigen Form noch bis zum Jahres-
ende verwandt werden. 

Für die in Artikel 1 Nr. 19 Buchstabe b genannten Vor-
drucke kann keine Aufbrauchfrist gewährt werden, weil 
die Aufbrauchfrist für die entsprechenden Statistikvor-
drucke gemäß der Bekanntmachung des Statistischen 
Bundesamtes vom 11. Dezember 1980 zum 30. Juni 
1981 ausläuft. 

Artikel 3 

Seit der letzten Bekanntmachung einer Neufassung der 
Außenwirtschaftsverordnung sind 23 Änderungsverord-
nungen ergangen. Im Interesse der Übersichtlichkeit der 
AWV soll ihr gesamter Wortlaut in der jetzt geltenden 
Fassung bekanntgemacht werden. 

Artikel 4 

Diese Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Artikel 5 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verord-
nung. 


